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Bekanntmachung 

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl des 
Bürgermeisters und der Vertretung der Stadt Würselen im Rahmen der am  

25. Mai 2014 stattfindenden allgemeinen Kommunalwahlen 
 
Gemäß § 24 i.V.m. § 75 b der Kommunalwahlordnung – KWahlO- vom 31.08.1993 in der Fassung der  
Bekanntmachung vom 27.09.1993 (GV NRW S. 592, ber. S 967/SGV NRW 1112) zuletzt geändert durch die 
9. ÄndVO vom 03.07.2009 (GV NRW S. 372), fordere ich Sie hiermit zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
für die Wahl des Bürgermeisters  der Stadt Würselen sowie für die Wahl  der Vertretung der Stadt Würselen 
in den Wahlbezirken  und aus den Reservelisten auf. 
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden, die vom Wahlleiter der Stadt Würselen, 
Morlaixplatz  1, 52146 Würselen Zimmer 133, während der Dienstzeiten (siehe unten) kostenlos 
ausgegeben werden. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 20 sowie der §§ 46 b und 46 d des Kommunalwahlgesetztes- KWahlG- 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.06.1998 (GV NRW S. 454, ber. S.509. 1999S.70), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 01. Oktober 2013 (GV. NRW. S.563- 572) weise ich hin. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten: 
 
1. Allgemeines 

 
1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes 

(Parteien), mitgliedschaftlich organisierten Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von 
einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbern), von diesen allerdings keine Reserveliste, eingereicht 
werden. 

 
1.2 Als Bewerber einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur benannt werden, 

wer in einer Mitglieder-  oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. Kommt 
eine derartige Versammlung nicht zustande, so  kann die Partei oder Wählergruppe ihre Bewerber in 
einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen lassen. 

 
Die Bewerber und die Vertreter  für die Vertreterversammlungen sind in geheimer Wahl zu wählen. 
Entsprechendes gilt für die Festlegung  der Reihenfolge der Bewerber auf der Reserveliste und für die 
Bestimmung eines Bewerbers als Ersatzbewerber für einen anderen Bewerber. Stimmberechtigt ist nur, 
wer am Tage des Zusammentritts  der Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 
 
Als Vertreter für eine Vertreterversammlung  kann nur gewählt werden, wer am Tage des 
Zusammentritts  der zur Wahl der Vertreter einberufenen Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt 
ist. 
 
Die Vertreter  für die Vertreterversammlung und die Bewerber sind innerhalb der letzten 15 Monate  vor 
Ablauf der Wahlperiode (nach dem 01.02.2013), die Bewerber für die Wahlbezirke frühestens nach 
Ablauf der öffentlichen Bekanntgabe der Einteilung des Wahlgebietes  in Wahlbezirke (nach dem 
12.07.2013) zu wählen. 
 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe  hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den Beschluss 
einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen solchen Einspruch hin ist die 
Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 

A M T L I C H E R   T E I L 
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Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Vertreterversammlung, über die Einberufung und 
Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das Verfahren für die Wahl 
der Bewerber regeln die Parteien und Wählergruppen  durch Ihre Satzungen. 
 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber mit Angaben über Ort und Zeit der 
Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder, Vertreter oder Wahlberechtigten 
und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben die Leitung der 
Versammlung und zwei von dieser,  bestimmte Teilnehmer gegenüber dem Wahlleiter an Eides Statt zu 
versichern, dass die Wahl des Bewerbers für das Amt des Bürgermeisters und der  Bewerber  für die 
Vertretung in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Reservelisten hat sich die Versicherung 
an Eides Statt auch darauf zu erstrecken, dass die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber und die 
Bestimmung der Ersatzbewerber in geheimer Abstimmung erfolgt sind. Die Beibringung einer 
Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung an Eides Statt bis zum Ablauf der Einreichungsfrist 
ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlages. 

 
1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden 

Wahlperiode nicht ununterbrochen in der Vertretung der Stadt Würselen, in der Vertretung der 
Städteregion Aachen, im Landtag des Landes Nordrhein- Westfalen oder aufgrund eines 
Wahlvorschlages aus dem Land Nordrhein- Westfalen im Bundestag vertreten, so kann sie einen 
Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen nach demokratischen  Grundsätzen 
gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Programm hat; dies gilt nicht  für auf 
Landesebene organisierte Parteien, die die  Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Nr. 1 und 2, Abs. 4  des 
Parteiengesetzes bis zum Tag der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter 
eingereicht haben. 
 
Nachweise von Satzungen und Programm nach § 15 Abs. 2 Satz 2 erster Satzteil KWahlG und  
§ 26 KWahlO können durch die Wahlvorschlagsträger/innen bereits vor dem Zeitpunkt der 
Wahlausschreibung (§14 Abs. 1 KWahlO) erbracht werden. Die Bekanntmachung des 
Innenministeriums  nach § 25 KWahlO u.a. über die Nachweispflicht befreite Parteien wurde bereits im 
Rahmen der Bekanntmachung des Ministeriums für Inneres und Kommunales vom 21.11.2013-12-
35.12.00 veröffentlicht. 

 
1.4 Staatsangehörige der anderen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (Unionsbürger), die in 

Deutschland wohnen sind unter den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche wählbar.  
 
 
2.  Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters 
 
2.1 Der Wahlvorschlag für das Amt des Bürgermeisters soll nach dem Muster der Anlage 11 d zur KWahlO 

eingereicht werden. Es muss enthalten: 
 

‐ Den Namen und gegebenenfalls  die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den 
Wahlvorschlag einreicht; andere Wahlvorschläge  können auch durch ein Kennwort des 
Wahlvorschlagsträgers gekennzeichnet werden. 

 
‐ Familiennamen, Vornamen, Beruf, Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) sowie 

Staatsangehörigkeit des Bewerbers 
 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson  und der stellvertretenden  
Vertrauensperson enthalten. 

 
2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet zuständigen 

Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei anderen Wahlvorschlägen muss der 
Unterzeichner des Wahlvorschlags im Wahlgebiet wahlberechtigt sein. 

 
2.3  Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen sowie die Wahlvorschläge 

von Einzelbewerbern müssen gemäß § 46 d Abs. 1 S. 3 KWahlG außerdem von mindestens 190 
(einhundertneunzig) Wahlberechtigten der Gemeinde persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; 
dies gilt nicht, wenn der bisherige Bürgermeister oder Landrat bzw. Städteregionsrat als Bewerber 
vorgeschlagen wird. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit 
dem Nachweis der Wahlberechtigung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das 
Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die 
der Wahlvorschlagsträger nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden. 
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2.4  Muss ein Wahlvorschlag  von mindestens 190 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die 
Unterschriften  auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14 c zur KWahlO zu erbringen. Dabei ist 
folgendes zu beachten: 

 
‐ Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der Anforderung 

sind die Bezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreichen will, bei 
Einzelbewerbern das Kennwort sowie Familienname, Vornamen und Wohnort des 
vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. Der Wahlleiter hat diese Angaben im Kopf der 
Formblätter zu vermerken. 
 

‐ Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen alle auf dem Formblatt 
persönlich und handschriftlich unterschreiben, neben der Unterschrift sind Familiennamen, 
Vornamen, Tag der Geburt und Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners sowie der Tag der 
Unterzeichnung persönlich und handschriftlich einzutragen. 
 

‐ Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung seiner Gemeinde 
nach dem Muster der Anlage 15 zu KWahlO beizufügen, dass er im Wahlbezirk wahlberechtigt ist. 
 

‐ Ein Wahlberechtigter  darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand mehrere 
Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen ungültig, die 
gleichzeitige Unterzeichnung eines Wahlvorschlags für einen Wahlbezirk und einer Reserveliste 
bleibt unberührt. 
 

Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber ist zulässig, wenn dieser in der Gemeinde 
wahlberechtigt ist. 
 
2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 
 

‐ Die Zustimmungserklärung des  Bewerbers nach dem Muster der Anlage 12 c zur KWahlO; die 
Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11 d zur KWahlO 
abgegeben werden. Dabei hat der Bewerber zu versichern, dass er für keine andere Wahl zum 
Bürgermeister oder Landrat  bzw. Städteregionstrat kandidiert. Die ordnungsgemäße Abgabe der 
Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die Abgaben 
eines gültigen Wahlvorschlags. 
 

‐ Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13 b zur KWahlO, die Bescheinigung 
kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11 d zur KWahlO abgegeben 
werden. 

 
‐ Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über die 

Versammlung der Partei  oder Wählergruppe zur Aufstellung des Bewerbers (Anlage 9 c zur 
KWahlO) mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an Eides Statt 
(Anlage 10c zur KWahlO). 

‐ Bei einem gemeinsamen Wahlvorschlag sind jeweils alle Wahlvorschlagsträger zu benennen. Ein 
gemeinsamer Wahlvorschlag muss von der jeweiligen, für das Wahlgebiet zuständigen Leitung aller 
Wahlvorschlagsträger unterzeichnet sein. 

 
3. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
 
3.1 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach dem Muster der Anlage 11 a zur KWahlO 
      eingereicht werden. 
      Er muss enthalten: 
 

‐ Den Namen und gegebenenfalls die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den 
Wahlvorschlag einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewerbern  können durch ein Kennwort 
gekennzeichnet werden; 
 

‐ Familienamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) sowie 
Staatsangehörigkeit des Bewerbers, bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 
KWahlG sind auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung, 
Anstalt, bei der sie beschäftigt sind anzugeben. 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschrift der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. 



Amtsblatt der Stadt Würselen - Nr. 1/31.01.2014  Seite 4 

 

 
3.2  Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet zuständigen 

Leitung unterzeichnet sein (§15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei anderen Wahlvorschlägen muss 
mindestens ein Unterzeichner seine Unterschrift auf dem Wahlvorschlag selbst leisten. 

 
3.3 Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk der unter 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen 

gemäß § 15 Abs. 2 KWahlG ferner von mindestens fünf Wahlberechtigten des Wahlbezirks, für den der 
Kandidat aufgestellt ist, persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch für 
Wahlvorschläge von Einzelbewerbern. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße 
Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeichner bis zum Ablauf der 
Einreichungsfrist, ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sein denn der 
Nachweis kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht 
rechtzeitig erbracht werden. 

 
3.4 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von mindestens fünf Wahlberechtigten unterzeichnet sein, 

so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14a zur KWahlO zu erbringen. Dabei 
ist folgendes zu beachten: 

 
‐ Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der Anforderung 

sind die Bezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag  einreichen will, bei 
Einzelbewerbern das Kennwort, sowie Familienname, Vorname und Wohnort des vorzuschlagenden  
Bewerbers anzugeben. 
 

‐ Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen die Erklärung auf dem 
Formblatt persönlich und handschriftlich unterschreiben;  neben der Unterschrift sind Familienname, 
Vornamen, Tag der Geburt und Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners sowie der Tag der 
Unterzeichnung persönlich und handschriftlich einzutragen. 
 

‐ Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung seiner Gemeinde 
nach dem Muster der Anlage 15 zur KWahlO beizufügen, dass er im Wahlbezirk wahlberechtigt ist. 
Gesonderte Bescheinigungen des Wahlrechts sind vom Träger des Wahlvorschlags bei der 
Einreichung des Wahlvorschlags mit den Unterstützungsunterschriften zu verbinden. Wer für einen 
anderen eine Bescheinigung des Wahlrechts beantragt, muss nachweisen, dass der Betroffene den 
Wahlvorschlag unterstützt. 
 

‐ Ein Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand mehrere 
Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen ungültig; die 
gleichzeitige Unterzeichnung eines Wahlvorschlags einer Reserveliste bleibt unberührt. Die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber ist zulässig. 
 

‐ Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen dürfen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch 
eine Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterschriften 
sind ungültig. 
 

3.5 Dem Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk sind ferner beizufügen: 
 

‐ Die Zustimmungserklärung des Bewerbers nach dem Muster der Anlage 12a zur KWahlO; die 
Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11 a zur KWahlO 
abgegeben werden. Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der 
Einreichungsfrist ist Voraussetzung für  die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags. 
 

‐ Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13 a zur KWahlO; die Bescheinigung 
kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO erteilt werden. 
 

‐ Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über die 
Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung der Bewerber, im Fall eines Einspruchs 
nach § 17 Abs. 6 KWahlG auch eine Niederschrift über die wiederholte Abstimmung mit den nach 
§17 Abs.8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherung an Eides Statt. Ihrer Beifügung bedarf es nicht, 
soweit eine Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung an Eides Statt einem anderen 
Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt ist. Die Niederschrift soll nach dem Muster der Anlage 9a 
zur KWahlO  gefertigt, die Versicherung an Eides Statt nach dem Muster der Anlage 10 a zur 
KWahlO abgegeben werden. 
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‐ Die erforderliche Anzahl an Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen des Wahlrechts 
der Unterzeichner, sofern der Wahlvorschlag von Wahlberechtigten  des Wahlbezirks unterzeichnet 
sein muss. 
 

‐ Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 Abs. 1 oder 6 KWahlG bewerben, eine 
Bescheinigung über ihr Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis, falls der Wahlleiter dies zur 
Behebung von Zweifeln für erforderlich hält. 
 

4.  Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 
4.1 Für die Reserveliste können nur Bewerber benannt werden, die für eine Partei oder Wählergruppe 

auftreten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung unterzeichnet sein. 
 
4.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11 b zur KWahlO eingereicht werden Sie muss 

enthalten: 
 

‐ Den Namen der Partei oder Wählergruppe, die die Reserveliste einreicht. 
‐ Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) sowie 

Staatsangehörigkeit der Bewerber in erkennbarer Reihenfolge; bei Beamten und Arbeitnehmern  
nach § 13 Abs.1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die 
Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzugeben. 

 
Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschrift der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. 
 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass ein Bewerber, unbeschadet der Reihenfolge im 
Übrigen, Ersatzbewerber für einen im Wahlbezirk oder für einen auf der Reserveliste aufgestellten 
Bewerber sein soll. 
 
 

4.3 Soll ein Bewerber auf der Reserveliste für einen im Wahlbezirk oder für einen auf der Reserveliste 
aufgestellten anderen Bewerber sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so muss die Reserveliste ferner enthalten: 
 
‐ Den Familien- und Vornamen des zu ersetzenden Bewerbers; 
‐ Den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, in dem oder unter der der zu 

ersetzende Bewerber aufgestellt ist. 
 

4.4 Die Zustimmungserklärung der Bewerber ist auf der Reserveliste nach dem Muster der Anlage 11 b 
oder einzeln nach dem Muster der Anlage 12 b zur KWahlO abzugeben. Einer Bescheinigung der 
Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit der Bewerber gleichzeitig für einen Wahlbezirk aufgestellt ist und 
die Bescheinigung für diesen Wahlvorschlag vor liegt oder beigebracht wird. 

 
4.5 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen  außerdem gemäß § 

16 Abs. 1 KWahlG von mindestens 30 (dreißig) Wahlberechtigten persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein.  

 
Muss die Reserveliste von mindestens 30 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die 
Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach dem Muster der Anlage 14 b zur KWahlO zu erbringen; 
bei Anforderung der Formblätter ist die Bezeichnung der Partei oder Wählergruppe anzugeben. Für die 
Unterzeichnung gilt Nr. 3.4 dieser Bekanntmachung. 

 
 
Die Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters und der Vertretung der Stadt Würselen müssen 
spätestens bis 07.April 2014, 18:00 Uhr, beim Wahlleiter der Stadt Würselen, Morlaixplatz 1, 52146 
Würselen Zimmer 133 eingereicht werden. 
 
Auf die Bekanntmachung über die Abgrenzung der Wahlbezirke vom 12.07.2013 wird hingewiesen. 
 

Würselen, den 27. Januar 2014 
Der Bürgermeister 
In Vertretung:  
Till von Hoegen 
Technischer Beigeordneter 
- als Stadtwahlleiter - 
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Inkrafttreten 
des Bebauungsplanes Nr. 214 im Bereich Ankerstraße  

 
 
Der Rat der Stadt Würselen hat in seiner Sitzung am 10.12.2013 den Bebauungsplan Nr. 214 im Bereich 
Ankerstraße gemäß § 10 (1) Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen. Gemäß § 10 (3) BauGB 
wird der Satzungsbeschluss hiermit ortsüblich bekanntgemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt der 
Bebauungsplan der Stadt Würselen in Kraft. 
 
Der Bebauungsplan wird mit der Begründung im Rathaus, Morlaixplatz 1, 52146 Würselen, Fachbereich 3, 
Zimmer 237 während der Publikumszeiten (siehe letzte Seite) zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über 
den Inhalt des Bebauungsplanes wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hingewiesen wird auf die Vorschriften der §§ 214 und 215 des Baugesetzbuches. Unbeachtlich werden: 
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 

Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der 
Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 
 
Ferner wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des Baugesetzbuches (BauGB) 
hingewiesen.  
Hiernach kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches dadurch 
herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen 
beantragt (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB). 
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, 
in dem die in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruches herbeigeführt wird (§ 44 Abs. 4 BauGB).  
 
Darüber hinaus wird auf die Vorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der derzeit gültigen Fassung hingewiesen. Danach kann die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften dieses Gesetzes gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und 
Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Würselen, den 6. Januar 2014 
 
Arno Nelles 
Bürgermeister 
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* * * 
 
 

N I C H T A M T L I C H E R   T E I L 
 

Altersjubilare in der Stadt Würselen 
Im Monat Februar 2014 vollenden: 

 
 

 
das 80. Lebensjahr: 
Matthias Mallmann, Grevenberger Straße 44, am 
5.2., 
Heinrich Wißgens, Lindenplatz 9, am 14.2., 
Josef Kuck, Herderstraße 21, am 20.2., 
Leonhard Franken, An der Landwehr 6, am 26.2., 
 
das 81. Lebensjahr: 
Johann Gehlen, Martin-Luther-King-Str. 28 A, am 
2.2., 
Hans Kaniewski, Nordstraße 88, am 4.2., 
Werner Nigbur, Schützenstraße 21, am 17.2., 
Leo Reisky, Endstraße 4, am 25.2., 
 
das 82. Lebensjahr: 
Therese Gorges, Nordstraße 2, am 4.2., 
Dr. Ernst Hickmann, Langau 9, am 11.2., 
Maria Wirtz, Neustraße 65, am 18.2., 
Hilde Strutz, Aachener Straße 124, am 20.2., 
 
das 83. Lebensjahr: 
Helene Förster, Hauptstraße 35, am 7.2., 
Marie Immendorff, Eschweilerstraße 33, am 8.2., 

Seraphine Emunds, Euchener Straße 81, am 
13.2., 
Youn Sook Jungen, Zum Wurmtal 13, am 17.2., 
 
das 84. Lebensjahr: 
Elfriede Heinrichs, Pleyer Straße 15 A, am 1.2., 
Juliane Schlenter, Buschstraße 29, am 7.2., 
Katharina Lammertz, Mauerfeldchen 19, am 11.2., 
Anneliese Dorr, Neuhauser Straße 84, am 17.2., 
Christine Zander, Neusener Straße 82, am 21.2., 
Käte Steffens, Neustraße 6, am 22.2., 
Eva Becker, Kaiserstraße 59, am 26.2., 
 
das 85. Lebensjahr: 
Christel Schley, Erlenstraße 19, am 10.2., 
Magdalena Hild, Schweilbacher Straße 206, am 
14.2., 
 
das 86. Lebensjahr: 
Gertrud Mirbach, Bahnhofstraße 17, am 5.2., 
Helene Grünewald, Helleter Feldchen 51, am 
18.2., 
Hildegard Offermanns, Brückweg 8, am 19.2., 
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Maria Krause, Duffesheider Weg 26, am 26.2., 
Walter Komuzin, Starenweg 48, am 27.2., 
Barbara Kelleter, Helleter Feldchen 51, am 29.2., 
 
das 87. Lebensjahr: 
Elisabeth Gehlen, Klosterstraße 124, am 9.2., 
Adelheid Hönings, Kiefernstraße 19, am 9.2., 
Kurt Hildebrandt, Kesselsgracht 9, am 20.2., 
Kornelius Jahn, In der Herg 6, am 22.2., 
Inge Scholz, Friedrichstraße 34, am 23.2., 
Else Rosenstein, Aachener Straße 20, am 24.2., 
 
das 88. Lebensjahr: 
Rosa Dujardin, Südstraße 53, am 10.2., 
Helene Lynen, Krottstraße 36, am 12.2., 
 
das 89. Lebensjahr: 
Josefine Schillings, Helleter Feldchen 51, am 5.2., 
Wilhelm Juchem, Lindener Straße 47, am 15.2., 
Luise Flüggen, Mauerfeldchen 19, am 17.2., 
Gerda Spelthahn, Sebastianusstraße 42, am 
18.2., 
Hildegard Schröder, Aachener Straße 94, am 
26.2., 
 

das 90. Lebensjahr: 
Gerta Kahlen, Hauptstraße 168, am 2.2., 
Hildegard Vondenhoff, Schönbrunner Straße 5, 
am 10.2., 
Wilhelm Gerards, Klosterstraße 30, am 20.2., 
Heinrich Karaszkiewicz, Marienstraße 28, am 
22.2., 
Gerhard Scheide, Landgraben 28, am 26.2., 
 
das 91. Lebensjahr: 
Heinrich Lohmanns, Oppener Straße 61, am 9.2., 
Gertrud Körlings, Bardenberger Straße 58, am 
15.2., 
Franz Krause, Duffesheider Weg 26, am 25.2., 
 
das 92. Lebensjahr: 
Peter Rinkens, Heinestraße 10, am 9.2., 
 
das 98. Lebensjahr: 
Franziska Hermanns, Wilhelm-Gülpen-Straße 35, 
am 13.2., 
 
das 101. Lebensjahr: 
Helene Noppeney, Klosterstraße 30, am 11.2., 
 

 
 

Die Stadt Würselen gratuliert recht herzlich. 
 

Arno Nelles 
Bürgermeister 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Herausgabe, Vertrieb und Druck: Stadt Würselen, Der Bürgermeister, Fachbereich 6, Morlaixplatz 1, 52146 Würselen,  
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